Breslauer 


Bierteljahriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl 
Porto 2 Thlr. 15 Sgr. Inſertionsgebühr für den Raum einer 
fünfthelligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 


Mittag⸗Ausgabe. 


Deut ſchland. 
0. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 


20. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. (10. Juni.) 


Eröffnung 10% Uhr. — Das Haus ſowohl, wie die Tribünen find bei 
Beginn der Sitzung ſehr ſchwach beſetzt. — Am Tiſche der Bundes⸗Com⸗ 
de Delbrüd, v. Philippsborn und Geh. Rath Elſaſſer (in 
Vertretung des General⸗Telegraphen⸗Directors Chauvin), v. Frieſen. 

Auf der Tages⸗Ordnung ſteht die Special⸗Discuſſion des Etats der Poſt⸗ 
und Zeitungs⸗Verwaltung. 

Es liegt dazu folgender Antrag des Abg. Waldeck vor: Den Bundes⸗ 
kanzler aufzufordern, eine Verbeſſerung der Lage der Poſt⸗Unterbeamten, 
welche angeſtellt ſind a. auf Kündigung, b. ohne Berechtigung auf Penſion, 
o. mit der Verpflichtung, einen Abzug von 1 Procent zur Poſt⸗Armenkaſſe 
zu erleiden, dahin eintreten zu laſſen, daß wenigſtens einem Theile dieſer 

eamten fire Anſtellung oder doch Penſionsberechtigung nach einer gewiſſen 
Dienſtzeit gewährt, der Abzug ade aber überhaupt in Wegfall gebracht wird. 

Die Einnahmen für 1869 ſind veranſchlagt mit 22,045,810 Thlr., von 
denen nach Abzug der Ausgaben ein Ueberſchuß von 540,519 Thlr. (um 
1,733,374 Thlr. weniger, als im vorigen Jahre) zur Vertheilung an die Mit⸗ 
9998 des Bundes gelangen ſoll, und zwar 404,807 Thlr. an Preußen, 

7,530 Thlr. an Sachſen, 655 Thlr. an Heſſen, 9588 Thlr, an Braunſchweig, 
13,104 Thlr. an Hamburg, 6173 Thlr. an Bremen, 3832 Thlr. an Lübeck 
u. ſ. w. Unter den Einnahmen befinden ſich 529,000 Thlr. vom Debit der 
ea (30,210 Thlr. mehr), 47,000 Thlr. von den Poſtdampfſchiffs⸗Ver⸗ 

indungen mit Schweden und Dänemark, deren Unterhaltung 92,000 Thlr. 
koſtet. Die Einnahme aus dem Perſonengeld iſt unverändert gegen das 
Vorjahr mit 3,118,900 Thlr. angeſetzt, dagegen die aus dem Porto mit 
16,817,120 Lhlr. (um 800,000 Thlr. weniger), es fallen ferner bei den Ge⸗ 
bühren für Beſtellung von Poſtſendungen am Orte der Poſtanſtalten 150,000 
Thaler weg durch den Wegfall der Orts⸗Beſtellgebühr für Briefe in den 
Ober⸗Poſt⸗Directions⸗Bezirken Hannover und Leipzig. Dazu der Ausfall von 
54,960 Thlr. Beitrag zum Penſionsfonds und die Vermehrung der perſön⸗ 
lichen und ſächlichen Ausgaben, die faſt durch alle Rubriken des Etats geht, 
und es reſultirt der oben angegebene geringe Ueberſchuß gegen das Vorjahr. 
General⸗Poſtdirector v. Philippsborn: Der Ctat für 1869 giebt zum 
> erſten Male Gelegenheit, die Wirkungen des verminderten Porto's in Rück⸗ 
ſicht zu ziehen. Im Ganzen ſind 800,000 Thlr. abgeſetzt. Die Verwaltung 
iſt im Beſitz des geſammten Rechnungsweſens über den Verkehr innerhalb 
des norddeutſchen Bundes in den erſten 4 Monaten d. J.; fie hat ſich noch 
nicht auseinanderſetzen können, in Bezug auf die Abrechnung mit dem Aus⸗ 
lande, alſo beiſpielsweiſe mit Amerika, Großbritannien, Frankreich, der 
Swe Werden die Bruttoeinnabmen an Porto ins Auge gefaßt, die die 
erſten 4 Monate dieſes Jahres geliefert haben, und dieſe Bruttoeinnahme 
, dem drilten Theile des Etatsanſatzes für 1868, fo ergiebt 
i 
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für dieſe 4 Monate eine Minder⸗Bruttoeinnahme von 547,000 Thlr. 
0 an könnte nun verleitet werden, dieſe Summe zu verdreifachen, um da⸗ 
durch das Reſultat der Mindereinnahme des ganzen Jahres zu gewinnen, 
d. h. 1,790,000 Thaler. Doch find noch andere Factoren in Betracht zu 
zlehen. Zunächſt wird in den 8 * are Moncten noch eine Steigerung 
des Verſendungsverkehrs eintreten, ſo daß etwa nur auf einen Ausfall von 
1,400,000 Thlr. zu rechnen iſt. Die Abrechnung mit den ausländiſchen 
Staaten würde außerdem nicht unter 300,000 Thlr. ergeben. Es bliebe alſo 
ein Ausfall von ca. 1,100,000 Thlr. In der Wirklichkeit aber wird der 
Ausfall wieder etwas höher ſich geſtalten, weil in dem Reſultate der erſten 
4 Monate der ſehr günſtige Januar mit enthalten iſt, und dies ſehr gün⸗ 
ſtige Reſultat iſt ja in dem obigen Anſchlage dreimal implieirt. Der Januar 
war ſehr günſtig, nicht blos weil viele große kaufmänniſche Abrechnungen 
gerad“ ſem Monate ſtattfinden, ſondern auch, weil das correſpondi⸗ 
rende za kum ſich zu Anfang dieſes Jahres mit einem neuen Beſtande 
von Freimarken und Francocouverts verſehen hat. Das eigentliche Depot 
von Sreimarten und Couverts, das immer in den Händen des kaufmänni⸗ 
ſchen Publikums ſich befindet, iſt im Januar angekauft worden. 

Die Mindereinnabme der letzten 8 Monate gegen die erſten 4 Monate d. J. 
wird ſich alſo verhältnißmäßig etwas ſtärker belaufen. Wenn Sie nun eine Er⸗ 
Härung darüber erwarten, wie wir deſſen ungeachtet in dem Etat für 1869 mit 
einem Minderanſatze der Einnahmen von 800,000 Thlr. uns haben befriedigt 
anſehen können, ſo bemerke ich, daß wir für 1869 auf eine fortlaufende, mit 
der ſteten Erweiterung des Briefverkehrs verknüpfte Vermehrung der Brutto⸗ 
Einnahmen rechnen können. Ich möchte dieſe Vermehrung, ohne fie zu über⸗ 
ſchätzen, auf 300,000, 400,000 Thlr., ja unter günstigen Verhältniſſen auf 
500,000 Thlr. veranſchlagen. Alle dieſe Zahlen haben natürlich nur unter 
einer gewiſſen Reſerve von mir genannt werden können. Denn von gan; 

entſcheidender Bedeutung auf die Geſtaltung der Poſteinnahmen ſind ja auch 
die allgemeinen Verkehrsverhältniſſe und Handelsbewegungen, auf die natür⸗ 
lich die Poſtverwaltung keinen Einfluß hat. Davon, ob der Verkehr ſich in 
größerem und günſtigerem Maßſtabe entwickeln wird, wird auch die Geſtal⸗ 
tung der Zolleinnahmen weſentlich abhängen. — Es hat im Februar die erſte 
ſtatiſtiſche Aufnahme im Bereiche der norddeutſchen Poſtverwaltung ſtattge⸗ 
unden, und zwar iſt dieſe zunächſt gerichtet geweſen auf die Feſtſtellung der 
ahl der frankirten und unfrankirten Briefe, die ſich innerhalb des nord⸗ 
deutſchen Bundes und im Verkehr mit den drei ſüddeutſchen Staaten, mit 
Oeſterreich und Luxemburg bewegt haben. Wir hatten im November eine 
pi dieſelben Erhebungen gerichtete Statiſtik in denſelben Diſtricten voran⸗ 
gehen laſſen und wenn wir beide Erhebungen vergleichen, & ergiebt ſich nur 
eine ſehr mäßige Vermehrung der Correſpondenz. Der Zeitraum jeit der 
Portoreduction war zwar nur kurz, gleichwohl hatte man ſich zu der An⸗ 
nahme berechtigt halten dürfen, daß der plötzliche Eintritt einer fo großen 
Ermäßigung von größerem Einfluſſe ſein würde. Wenn die Geſammtzahl 
der Briefe im Februar mit der im November verglichen wird, ſo ergiebt ſich 
r den Februar eine Nane 3 bis 4 Procent. Wenn aber die⸗ 
enigen Stufen außer Betracht bleiben, für welche eine Erleichterung des 
orkos nicht eingetreten iſt, alſo z. B. die Stuſe bis zu 10 Meilen, ſo würde 
die Vermehrung der Correſpondenz im Februar doch ſchon auf 10 Procent 
ie veranſchlagen fein. Was ferner den Austauſch zwiſchen dem norddeut⸗ 
chen Bunde und den ſüddeutſchen Staaten, Oeſterreich und Luxemburg an⸗ 
gebt, jo iſt da eine ungleich ſtärkere Vermehrung wahrnehmbar geweſen, da 
gerade von dieſer Correſpondenz ein verhältnißmäßig großer Theil früher 
durch den Portofas von 3 Sgr. getroffen wurde. Die Zunahme derſelben 
hat über 12 Procent betragen. Wir ſind nun beſchäftigt, allmonatlich ge⸗ 
wiſſe Zweige der Poſtſtatiſtit aufnehmen zu laſſen; die Reſultate derſelben 
werden ahnen bei der nächſten Etatsberathung vorgelegt werden. — Der Herr 
Commiſſar geht nun auf die einzelnen Poſitionen des Etats ein, molivirt die 
vorgenommenen höheren oder niederen Anſätze und ſchließt mit der Bitte um 
unveränderte Annahme des Etats. 4 
Abg. Dr. Becker: Wir haben ſoeben gehört, daß die Poſtverwaltung 
einen erheblichen Ausfall erwarten läßt; die Einnahmen ſind nicht in dem 
Maße geſtiegen, als man erwartet hatte. Meiner Anſicht nach kann dies 
Reſultat nicht überraſchen und ich habe bereits bei der Berathung des Poſt⸗ 
targeſetzes darauf hingewieſen, daß ein Vergleich unſerer Verhältniſſe mit 
den engliſchen nicht zutreffend iſt. Wenn ich auch den Fortſchritt anerkenne, 
der durch das Einheitsporto don 1 Sgr. nach der einen Richtung gemacht 
worden iſt, ſo haben wir nach der andern Seite hin auch einen Rüclſchritt 
zu beklagen. Der Portoſatz iſt namentlich für kleinere Entfernungen im 
Koͤnigreich Sachſen und in dem Thurn⸗ und Taxis'ſchen Poſtgebiet erhöht 
worden, und dieſe Erhöhung trifft den größten Theil der Briefe. In Preußen 
wenigſtens beträgt die Zahl der Priefe, die auf eine Entfernung bis zu 5 


Meilen befördert werden, bereite 41 Procent der Geſammtzahl, und die Zah: } 


len ſtellen ſich demnach — daſſelbe Verhältniß in den übrigen Staaten wor 
ausgeſetzt — jo, daß 41 Procent in einem großen Theil des Poſtgebiets 
theuert worden iſt; 20 bis 21 Prozent der Briefe laufen 5 bis 10 Meilen, 
dieſe ſind alſo bei dem bisherigen Portoſatze ſtehen geblieben und nur etwa 
80 Prozent haben eine Ermäßigung des Portos erfahren. Außerdem aber 
find größere Geld⸗ und Packetſen 2 gen vertheuert worden, und die Folge 
wird ſein, daß die letzteren fi met und mehr der Privatbeförderung zus 
wenden, während der Geldverkehr der Bank zu Gute kommt; alſo auch hier 
Ges die Poſt einen Ausfall erleiven. Als ich früher bei Berathung des 
Geſetzes auf dieſe Bedenken hinwies, wurde das hohe Haus unruhig und 


ziehen kann; derartige Veränderungen können ſich erſt mit der 


Indern fie will 
erbleiben, wei 
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Neunundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


man kann heute nur das Sprichwort anwenden: „Wer nicht hören will, muß 
fühlen.“ (Heiterkeit. ) 

Abg. Stephani: Ich glaube, daß man aus den augenblicklichen Ver⸗ 
hältniſſen noch keinen Schluß auf die finanziellen Folgen des del gen aus 

eit aus⸗ 
aleihen. Es iſt durch das Einheitsporto ein großer wirthſchaftlicher Vor: 
theil erreicht worden, wenn er auch auf der anderen Seite durch Nachtheile 
erkauft worden iſt, Hierher gehört namentlich die Portoerhöhung für kurze 
Entfernungen in Sachſen und einigen anderen Gegenden des Poſtgebietes. 
Trotzdem habe ich damals dem Geſetze zugeſtimmt, weil mir der dadurch er⸗ 
reichte Fortſchritt überwiegend ſchien, und die Erklärung des Bundesrathes 
die Nachtheile bis zu einem gewiſſen Grade als vereinbar in Ausſicht ſtellte. 
Es wurde damals geſagt, daß man zu unterſcheiden habe zwiſchen dem 
Portoſatz und dem Briefbeſtellgelde. Als letzteres wurde die Gebühr für 
Stadtbriefe bezeichnet, die ſomit durch das Portogeſetz nicht berührt wird, 
ſondern im Wege des Reglements abgeändert werden kann. Durch Erwei⸗ 
terung der Poſtbezirke war es nun möglich, dicht beiſammenliegende Ort⸗ 
ſchaften in einen einzigen Bezirk zuſammenzufaſſen und auf ſie die durch 
Reglement herabzuſetzende Stadtbrieftaxe zur Anwendung zu bringen. Unſre 
Bitten, in dieſer Weiſe den uns zugefügten Nachtheilen abzuhelfen, ſind bis⸗ 
her vergeblich geweſen. Ich habe zwar gehört, daß Ermittelungen angeſtellt 
ſind über den Ausfall, den ein derartiges Verfahren der Poſtkaſſe verurſachen 
würde, ein Reſultat aber hat ſich noch nicht bemerklich gemacht. Ich bitte, 
dieſen Wünſchen um ſo eher gerecht zu werden, als die Sympathien für den 
norddeutſchen Bund nur dadurch geweckt werden können. daß man die ſpe⸗ 
I Verhältniſſe der Einzelſtaaten mit größtmöglichſter Schonung berüd: 
ſichtigt. : 2 

General⸗Poſtdirektor b. Philippsborn: Die Vorausſetzung, daß es 
finanzielle Bedenken geweſen, die uns von der gewünſchten Maßregel abge⸗ 
halten hätten, iſt eine irrige. Es war die Erwägung, daß wir nach dem 
Geſetze nicht berechtigt feien, Briefe zwiſchen zwei verſchiedenen Orten als 
Stadtbriefe zu behandeln. Für dieſe braucht allerdings nicht auf § 57 des 
Geſetzes zurückgegangen zu werden, wohl aber gilt die Beſtimmung für ber: 
ſchiedene Städte, wenn fie auch fo nahe bei einander liegen, wie Köln und 
Deutz, Koblenz und Ehrenbreitenſtein, oder Hamburg und Altona. Eine 
ſolche Aenderung wäre nur durch ein neues Geſetz möglich, und ich ſehe 
mich deshalb außer Stande, dem Wunſche des Vorredners zu entſprechen. 
Uebelſtänden, die durch Mißverſtändniſſe des Geſetzes hervorgerufen ſind, 
werde ich jederzeit gern bereit ſein abzubelfen. 7 

Abg. v. Hennig: Der große Rückſchlag in den Poſteinnahmen ſcheint 
mir darauf hinzuweiſen, daß man in der Ertheilung der Portofteiheit vor: 
ſichtiger ſein muß, als bisher. So viel ich gehört, beträgt die Zahl der 
portofreien Briefe faſt 7 des geſammten Verkehrs. Es iſt mir zwar be: 
kannt, daß das Recht der Portofreiheit durch den König bewilligt wird, doch 
bin ich überzeugt, nicht ohne die Poſtverwaltung zu Rathe zu ziehen, und 
ich möchte deshalb ihre Aufmerksamkeit auf dieſen Punkt lenken. Wie weil 
etwa von der zustehenden Portofreiheit ein unbeſcheidener Gebrauch gemacht 
wird, vermag ich nicht zu beurtheilen, wenn aber landräthliche Wahlerlaſſe 
— wie aus den meiſten Wahlacten, namentlich bei der Wahl des Grafen 
Schulenburg erſichtlich iſt — unentgeltlich befördert werden, ſo kann ich doch 
nicht glauben, daß die den Beamten gewährte Portofreiheit ſich fo weit er: 
ſtrecken dürfe. Ebenſo bin ich der Anſcht, daß man in der Ertheilung die⸗ 
ſes Rechtes an gemeinnützige Geſellſchaften oft zu weit geht. Es iſt eine 
nicht unerhebliche Zahl derſelben, die es nur dem Namen nach find, waͤb⸗ 
rend ſie in der That der Speculation dienen. Ich will die Namen nicht 
nennen, um nicht in ein Wespenneſt zu ſtoßen (Ruf: Welche ), Sie werden 
ſelbſt wiſſen, wen ich meine, ich brauche Sie nicht zu nennen. 

Bundescommiſſar v. Philippsborn: Die Zahl der portofreien Briefe 
beträgt etwa 22 Procent der Geſammtzahl. Der bei weitem größte Theil 
derſelben iſt in Bundes: und Staats: Angelegenheiten geſchrieben und hier 
die Portofreiheit aufheben hieße nur die Belaſtung von einer Kaſſe auf die 
ındere verlegen. Der übrige Theil fällt wenig ins Gewicht und hat keine 
finanzielle Bedeutung. Eine Erweiterung der Portofreiheit für Vereine hat 
in der letzten Zeit nur im Intereſſe patriotiſcher Zwecke ſtattgefunden. Viel; 
leicht könnte durch ſtrengere Maßregeln die Benutzung des Rechtes noch 
etwas beſchränkt weeden, und die Poſtverwaltung wird es ſich angelegen fein 
laſſen, in dieſem Sinne zu verfahren. 

Abg. Tweſten: Eine Beſchränkung der Portofreiheit für wirklich gemein⸗ 
nützige und wohlthätige Vereine halte ich um ſo weniger für geboken, als 
nach den Ausführungen des Herrn Bundescommiſſars der dadurch veran⸗ 
laßte Ausfall nicht von Bedeutung iſt. Daß die unerwartet geringen Ein⸗ 
nahmen theilweiſe ihren Grund in der Erhöhung des Portos für gewiſſe 
Kategorien von Briefen haben, will ich nicht beſtreiten, im Weſentlichen 
aber iſt die Veranlaſſung gewiß in der Herabſetzung des Portos von 2 und 
3 Sgr. auf 1 Silbergroſchen zu ſuchen. Um fo mehr Anerkennung verdient 
die Poſtperwaltung, wenn ſie trotz dieſer verringerten Einn ihmen in den 
Etat mit Gehaltsberbeſſerungen ihrer Beamten vorgegangen ift, und dieſe 
Anerkennung wird nicht beeinträchtigt durch die Thatſache daß das erforder⸗ 
liche Maß noch nicht erreicht iſt. Man wird mit den Erhöhungen allerdings 
noch in der Zulunft fortfahren müſſen und ich empfehle in vie er Beziehung 
era die Poſtexpedienten und die Vorſteher von Poſtexpeditionen Ihrer 
Berückſichtigung. 

Abg. Lasker: Der Ausfall, der durch die Portofreiheit entiteht, wird, 
wie ich glaube, unterſchätzt. Die Zahl der unentgeltlich beförderten Briefe 
beträgt 22 Procent und die Einnahmen aus denſelben würden meiner Ans 
ſicht den jetzigen Ueberſchuß verdoppeln. Wir ſelbſt befinden uns dieſer Frage 
jegenüber nicht in einer freien Sellung und ich würde es für das Beſte 
halten, wenn wir auf das uns zuſtehende Recht der Portofreiheit verzichteten, 
um deſto ungehinderter gegen die anderweitige Ertheilung dieſes Privile⸗ 
giums vorgehen zu können. Meiner Anſicht nach liegt darin eine directe 
Staatsunterſtützung und nach derſelben Analogie würden beiſpielsweiſe 
jämmtliche öffentliche Anſtalten berechtigt ſein, das Salz umſonſt zu fordern, 
wobei der Staat ſogar noch weniger der Gefahr des Mißbrauchs ausgeſetzt 
wäre. Ich würde dem Herrn Bundescommiſſar dankbar ſein, wenn er mir 
heute oder bei der Schlußberathung nähere Auskunſt darüber geben wollte, 
wie viel der durch die Portofreiheit verurſachte Ausfall beträgt, und wie 
groß der Procentſatz der amtlichen Briefe unter den unentgeltlich beförderten 
iſt. Mir ſcheint die Sache wichtig genug, um den Wunſch auszuſprechen, 
daß uns — wenn möglich — ein Verzeichniß aller der Vereine und Geſell⸗ 
ſchaften vorgelegt werde, welche Portofreiheit genießen. 

Bundescommiſſar v. Philippsborn: Die von dem Herrn Vorredner 
angeregte Materie ift jo umfaſſend und complicirt, daß ich weder heute noch 
in wenigen Tagen im Stande bin, zuverläſſige Angaben zu machen; es be⸗ 
darf dazu genauer Ermittelungen; ich werde jedoch Sorge tragen, daß dem 
Reichstage bei ſeinem nächſten Zuſammentritt eine durch Tabellen und Zah⸗ 
len unterſtützte Denkſchrift über den berührten Gegenſtand vorliegt. (Bravo.) 

Abg. v. Blanckenburg: Auch ich bin dafür, daß die Portofreiheit fo 
viel wie möglich eingeſchränkt werde, um den Ausfall der Poſteinnahmen 
u decken. Ich habe dieſes Reſultat übrigens bereits bei der Berathung des 
Poſttaxgeſetzes * wurde aber pon dem Referenten durch den Hin⸗ 
weis auf die Mehreinnahmen aus den Packet⸗ und Geldſendungen beſchwich⸗ 
tigt. Der Vorſchlag, daß wir mit einem Verzicht auf das Recht der Porto⸗ 
freiheit vorangehen, ſcheint mir durchaus annehmbar. Als der Abg. Hennig 
vorher von Geſellſchaften ſprach, die er hier nicht nennen wollte, um nicht 
in ein Wespenneſt zu ſtoßen, glaubte ich ſchon, er meine dieſes hohe Haus, 
1275 ee ven wiſſen, wie man auch hier mit dieſem Rechte Mißbrauch ge⸗ 
rieben hat. 5 
Abg. Roß: Die Portofreiheit für Sendungen im Intereſſe der Wohlthä⸗ 
tigkeit hat nicht nur den Zweck, derartige Sendungen ſelbſt zu erleichtern, 
590 verhindern, daß ſolche Sendungen etwa deshalb 
il der Abſender ſich ſcheut, noch ein Porto von vielleicht 20 
e, ſchen auszugeben. Aus dieſem Grunde bitte ich im allgemeinen Intereſſe, 
die Portofreiheit nicht zu ſehr zu beſchränken. 

Zu Tit. 4, Gebühren für . von Poſtſendungen im 
Umkreiſe der Poſtanſtalten, macht Abg. v. Hagke auf die Ungerech⸗ 
tigkeit aufmerkſam, die in einem Unterſchied zwiſchen Stadt und Land betreffs 
des Briefbeſtellgeldes liege. Könne man dieſe Gebühr nicht entbehren, 5 ei 
es beſſer, dieſelbe auf die Hälfte herabzuſetzen und auf Stadt und Land 
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Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Gonutag und Montag a 
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Donnerstag, den 11. Suni 1868. 


gleichmäßig zu vertheilen. Einen dahin gehenden Antrag zu ſtellen, behalte 
er ſich für eine andere Gelegenheit vor. 

Bei Tit. 5, ſonſtige Gebühren, ſpricht Abg. Graf Kleiſt den Wunſch 
aus, im Wege des Regulativs die Anordnung zu treffen, daß bei Erhebung 
von een een der Abſender feinen Namen nebſt Wohnung auf dem 
Briefe bemerken müſſe; nur dadurch könne vielfachen Prellereien vorge⸗ 
beugt werden. 5 4 

an Uebrigen werden ſämmtliche Poſitionen der Einnahmen ohne Debatte = 
genehmigt. 

Zu Tit. 1 Nr. 2 der Ausgaben, Beſoldung der Beamten im 
Kündigungs verhältniß nimmt das Wort der 

Abg. Becker: Es ſind eine Menge Petitionen, namentlich von Poſtexpe⸗ 


1 
* 


1 
5 
ö 


dienten und Expeditions⸗Gehilfen eingegangen, die im Allgemeinen ſüämmt⸗ 
lich darauf hinauslaufen, den Maximalſatz ihres Gehalts auf 700 Thaler 
zu erhöhen. Wenn der Wunſch nach beſſerer Beſoldung auch als begründet 
anerkannt werden muß, ſo hat die Commiſſion doch nicht geglaubt, einen 
beſonderen Antrag ſtellen zu ſollen, nachdem ſie ſich überzeugt, daß in dem 
inzwiſchen vorgelegten Etat ein nennenswerther Anfang mit den Gehalts⸗ 
aufbeſſerungen gemacht iſt. Ich beantrage daher, ſämmtliche Petitionen von 
Poſtſecretären, Poſtexpedienten und Expeditionsgehilfen um Gehaltserhöhung 
hierdurch für erledigt zu erklären. — Dies geſchieht. 
Zu Tit. 13, andere perſönliche Verwaltungs⸗Ausgaben, liegt 
der erwähnte Antrag des Abg. Dr. Waldeck por. Der Antragſteller mois 
virt denſelben unter Hinweis auf das große Intereſſe, das der Staat an 
der Integrität namentlich ſeiner Poſtbeamten habe. Es ſei deshalb noth⸗ 
wendig, denſelben eine genügend ſichere Stellung zu geben, durch welche die 
Beamten zugleich aus ihrer höchſt drückenden Lage befreit würden. Nament⸗ 
lich müſſe man den Unterbeamten Penſionsberechtigung geben und ſie gegen 
willkürliche Entlaſſung ſchützen, die nur dann berechtigt ſei, wenn ihnen N 
Nachläſſigkeit im Dienſte zum Vorwurf gemacht werden könne. Die dafür 
erforderlichen Opfer kämen nicht in Betracht gegen den daraus exwachſenden 
Gewinn. Namentlich ſei der Beitrag zur Poſtarmenkaſſe eine Unbilligteit. 
Die penſionsberechtigten Beamten ſeien zu Zahlungen zum Pen ionsfonds hr 
nicht mehr verpflichtet, und diejenigen Beamten, die keine Ausſicht auf Bene 
ſion und nur das nothdurftigſte Gehalt hätten, müßten ſich einen Abzug 
! 
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von demſelben gefallen laſſen; die erforderlichen Mittel würden jedenfalls 
aus anderen Fonds zu beſchaffen ſein. Iepensuße 7 
Bundescommiſſar v. Philippsborn: Der Antrag des Herrn Vor⸗ 
redners be in drei Theile; er will zunächſt, daß man den Vorbehalt des 
Widerrufs bei der Anftellung fallen laſſe. Mit den Beiträgen zur Penſions⸗ ö 
kaſſe hat die Nothwendigkeit einer ſtrengen Scheidung zwiſchen widerruflich 
und unwiderruflich angeſtellten Beamten aufgehört. Nur Disciplinar⸗Rück⸗ 
ſichten könnten maßgebend ſein, in wie weit ein ſolcher Unterſchied kün tig 
zu machen iſt, und ich zweifle nicht, daß dieſer Theil des Antrages auf ad? 
miniſtrativem Wege in dem gewünſchten Sinne ſich werde erledigen laſſen. 1 
Was ſodann die Penſionsberechtigung der Unterbeamten, Briefträger und 
Wagenmeiſter betrifft, jo kann dieſer Gegenſtand nur durch die Geſeßgebun a 
geregelt werden; die Frage wird einer Erörterun unterzogen und, wie ich 
glaube, ebenfalls im Sinne des Antragſtellers erledigt werden. Bei dm 
dritten Punkt endlich ſcheint der Antragſteller von der Vorausſetzung aus⸗ 
gegangen zu ſein, daß die Armenkaſſenbeiträge auf gleicher Linie mit den 
bisherigen Penſionskaſſenbeiträgen ſtehen. Es iſt dies ein Irrtbum; die 
Penſion für Unterbeamte fließt nicht aus dem Armenkaſſenfonds. Der letztere 
iſt bereits im vorigen Jahrhundert durch den Chef der Poſtverwaltung aus 
Erſparniſſen begründet, die uns überliefert worden ſind. Hierzu tritt ein 
jährlicher Beitrag aus Bundesmitteln und die Beiträge von 1 Procent des 
Gehalts der Unterbeamten. Außer für Krankheitsfälle und invalide ge: 
wordene Poſtillone dient dieſer Fonds hauptſächlich zur Unterſtüßzung von 
Witwen und Waiſen der Unterbeamten. Die Geſammtſumme der von den 
Beamten geleiſteten Beiträge beläuft ſich auf 17,0% Thlr., während an 5 
Unterſtüzungen jährlich 31,000 Thlr. gewährt werden. Die Leiſtung der 5 
Beamten ſteht alſo in gar keinem Verhältniß zu dem, was ihren Wittwen 
und Waiſen dafür zu Gute kommt. Wenn wir jene 17,000 Thlr. entbehren 
müßten, ſo würden wir ſehr in Verlegenheit kommen und manche Thrane 
ungetrocknet laſſen müſſen. Ich bitte Sie deshalb, den Antrag abzulehnen, Da 
Abg. Waldeck: Ich habe nicht den Penſionsfonds mit dem Armenkaſſen? 
fonds identificirt; auf den erſteren habe ich nur hingewieſen, um die Unbillige 
leit zu zeigen, die darin liegt, daß man die Unterbeamten ihre Unterſtützungs⸗ 
fonds ſelbſt beſtreiten läßt, nachdem man für die beſſer fituirten penſions⸗ 
berechtigten Beamten die Beitragspflicht aufgehoben Eat. enn die Beamten 
von den A 31,000 Tblrn. 17,000 Thlr., alſo mehr als die Häſſte 
ſelbſt bezahlen müſſen, jo ſcheint mir das bei ihrem färglichen Gehalt wahre 
haftig nicht wenig; ich bitte Sie meinen Antrag anzunebigen. yet 
Abg. Dr. Becker wünſcht gleichfalls, daß die bisherigen Beiträge der Re 
Beamten zu dem Armenfafjenfonds aus anderen Mitteln erſetzt würden. 
Gerade dieſe Abzüge erregten große Mißſtimmung unter den niederen Ber 8 
amten, das wüßten Leute, die täglich mit Briefträgern zu thun haben, beſſer 
als die oberen Poſtbehörden. IE 
Bundescommiſſar Philippsborn beftätigt die letzte Aeußerung, da er 
wenigſtens heute vum eriten Male davon Kenntniß erhalte, daß der Abzug En 
eine jo große Unzufriedenheit errege. Trotzdem bitte er, ihm nicht anzumuthen, a 
auf den Beitrag zu verzichten; man würde damit gleichzeitig andere For⸗ 
a namentlich aus den neuen Provinzen herborrrufen, die die 5 * 
verwaltung zu erfüllen nicht im Stande wäre. N Ye 
Der Antrag des Abg. Waldeck wird hierauf mit großer Majorität abe 
gelehnt. Dafür nur die Linke. I 


Der Reſt des Etats wird ohne Debatte genehmigt. Es folgt der Etat 
der Telegrapbhen⸗Verwaltung. Die Einnahmen betragen 2,777,390 
Thlr (496,443 Thlr. mehr als im vorigen Jahre), und zwar Gebühren Pe: 
für Depeſchen 2,750,000 Thlr.; vermiſchte Einnahmen 27,390 Thlr. Die 
Ausgaben betragen 2,452,445 Thlr. (446,493 Thlr. mehr als im vorigen 
Jahre), ſo daß ſich ein Ueberſchuß von 323,945 Thlr. ergiebt (49,945 Thlr. 
mehr als im vorigen Jahre). 77 

Bundes commiſſar & 9 


5 
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Telegrag aus, welche Telegraphenbeamten auf größeren Stationen für das 


aſchen nach Telegraphendienſt, Brotneid unter den Beamten 
Du Verhältniß, Ungleichmäßigkeit der Beſoldung ꝛc. Diefe 9 u 


ordentlichen Vergütigungen müſſen wegfallen und dafür lieber feſte Gehalte 
179 


undes⸗Commiſſar v. Philippsborn: Die Nebenvergütisungen 85 
in erſter Linie nicht den Zweck gehabt, eine unmittelbare ea 2 
der Telegraphenbeamten herbeizuführen, ſondern den, daß die geſchickteren, 
emſigeren und umſichtigeren Beamten einen Sporn erhalten ſollten, um ſo 
mehr zu leiſten und zu arbeiten, nicht nur im Intereſſe der Verwaltun . 
ſondern des correſpondirenden Publikums ſelbſt. Zu meinem und jedenfalls Ri 
feinem eigenen Bedauern iſt der General⸗Telegraphen⸗Director verhindert, 
ſeinen Etat heute ſelbſt zu vertreten. Ich weiß es aber, daß er ſelbſt ſich 
einzelnen Uebelſtänden, die daraus erwachſen, nicht verſchließt mb 
iſt, eine richtige Qöjung der 5 zu finden. Wenn ich nun auch die etwas 
ſtrenge Darſtellung des Herrn Vorredners nicht anzuerkennen vermag, o 
kann ich doch zuſagen, daß es dem Herrn General⸗Telegraphen⸗Director 
Chauvin zur Ehre gereichen wird, über die Behandlung dieſer Angelegenheit 
und über die etwa nöthigen Modificationen das nächſte Mal dem eb 
Hauſe Bericht zu erſtatten. . N 
Sämmtliche Poſttionen des Telegraphen⸗Ctats werden ohne Debatte ge- 
918 und die Petitionen von Telegraphen⸗Beamten um Gehaltser⸗ 
bö ung a 15 t erklärt. 7 ei 
olgt das Kapitel: Verſchiedene Einnahmen; in Summa 
1285 Mi An 955 R 10,215 Thlr., eigene Cinnabe Kran 
men ilitärverwaltung r., eigene Einnahmen de sh 
Verpolung 15,687 Xhle ir, eig A de ee 
Bei Nr. 1 (Conſulats⸗Intraden) rügt Abg. Dr, Becker, daß bei den 
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Conſulaten noch immer Gebühren für das Nifiren der Paſſe erhoben werden.] die Branntweinſteuer. 4) Vertrag mit Heſſen, betr. die Branntweinbeſteue⸗ 5 — iſche — —. — teres äft, weil 

en 5 end a Fall aus Züger mit, wo von einem Angehörigen des Nord⸗ rung. 5) Maß» und Ji een 6) Antrag Weich Bede bete Preiſe nach 1 Be A A 8 Lebhaft Geſch tt, 

0 a dr 1 ein Paß verlangt wurde und derſelbe die Gebühr für das das Handelsgeſetzbuch und die Wechſelordnung. — 10, Juni. (Schlußbericht.) Baumwolle: 8000 Ballen Umfas, davon 

Reiſens ee Sierbusd) werde eine unnüe Vertheuerung des 8 ui. Juni, [Amtli des. „ge Maſeſtat der König hat den den e Export 1000 Ballen. Matte Haltung. Pernam und a 

0 a: SM, NR. ber Brocurator v. Breuning in Koblenz zum Präſidenten des Landge⸗ n; j 

5 1 4 deal 7 1 De Bei u Une a 1180 er richts in Köln ernannt; dem Kreis⸗Phyſikus, Sanitätsrath Dr. Waun 8 Juni h en 6 Uhr. (Pr. ailantifches Kabel.) gar! 
eines Paſſes beruht. Ein Paßzwang eriftirt ja geſehlic nicht ar wenn Jed we ig in Srauftebt ren Charakter als Geheimer Sanitätsrath derlichen;| Jah er Bond 105%, Slimois 136, Kan 70%, Banmmale 20. Pet: 

aber Jemand in feinem eigenen Intereſſe einen Paß wünſcht, jo it es doch die — an a ern Sale Pens n e role 1 Pbiladeipbtg 367% Seh 9, 00, ae 

wohl billig, daß er die kleine Gebühr dafür zahlt. e V 9 57 is, 10. i. N ittags. Rub öl i 88, 00, uli⸗ 

j : : zu Creutzburg zu Regierungs⸗Räthen; ferner den katholiſchen Pfarrer und | . Paris, 10. Juni. Nachmitta r. Juni 88, 00, pr. Juli 

E ſelg der Cat der Militärbermaltun der in Einnahme und | Schulreviſor Kto! zu Comen in Sc zum Seminar: Director in Beis: | Auaut 7700, € EN N 1 80 508 . 

% c Steppuhn in Seils-| "RT ar 10. gun. Getreidemartt: (Bhluhheriht). Spembe Bufubren 

Jahre) — De Einnahme wird r r t durch die nach Art. 62 der — Berlin, 10. San. i D e des eee ſeit letztem Montag: Weizen 9540, Gerſte 9470, Hafer 15,580 Quarters, 


undesverfaſſung dem Bundesfeldherrn zur Verfügung zu ſtellenden 225 \ e Sehr ſchwacher Marktdeſuch. Weizen ſehr ruhig. Preiſe nominell unver⸗ 
ſchen Bundes] hielt heute Vormittag 11 Uhr unter dem Vorſitz des dert In Gerſte ſchleppendes Geſchaft. Hafer fe aber ruhig. Lein dl 


Thlr. ene at e der a b Proc. 15 20 e on 1 755 önigt. (äh h 8 0 
normirenden, vorbehaltlich der Regulirung nach dem Reſultate der im De⸗ königl. ſächſiſchen Miniſters v. Frieſen eine Plenarſitzung. An die loco Hull 311. — Schönes Wetter. 
cember 1867 See mne Pete zu 9 258000 * 5 Vorleſung des Protokolles der geſtrigen Sitzung reihte ſich der münd⸗ 5 Verloo fungen i 
nach Abzug von 937 138 Shlr. Nachlaß, der 1 Kleinſtaaten A liche Bericht über die Präſidial⸗Vorlage betreffend die Verwaltung der Am 15. Juni Freiburger 15⸗Francs⸗Looſe, Serienziehung. 
nach Maßgabe des Geſetzes vom 9. November 1867 aufzunehmenden PER Stadt Ofener 40⸗Fl.⸗Looſe. 1 
Bundesanleihe. Das Geſetz wurde in der Faſſung angenommen, in „ „ „Ansbach ⸗Gunzenhauſener 7⸗Fl.Looſe, Prämienziehung. 


worden iſt. 
welcher es unmittelbar darauf an den Reichstag gelangte und von dem „ „ „ Furſt Eſterbaſr Oel Feoſt: 


eee a a 55 die alte 
ein. Der Etat für ei principiell ni abweichen om vorjährigen jur ; 
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Präſidenten verleſen ward. Es folgten mündliche Berichte des VI. Aus: „ Stadt Malinder 10 e Lose ae 


ſchuſſes über den Antrag des Reichstages betreffend die Aufhebung der 85 ſchei ü ü 

e 8 5 5 8 alſiſicate von 10⸗Fl.⸗Bankſcheinen der Bank für Süddeutſchland. 
Spielbanken, ſowie über den Reichstagsbeſchluß betreffend die Sicherung Nach bisherigen Ermittelungen kann nur ein Heiner Theil der Falſiftcate in 
des Privateigenthums zur See in Kriegszeiten, endlich über den Antrag Umlauf fein. Alle bis jetzt confiscirten derartigen Noten trugen in der 
Sachſens auf Herbeiführung eines Bundesgeſetzes zum Schutz des geifti; | unteren linken Ede der Vorderſeite die gedruckte After Lit. II. Ser. XXIII. 


gen Eigenthumes. Daran ſchloß ſich noch muͤndlicher Bericht über den] und it alter Grund anzunehmen, daß andere Fallificate als fo bezeichnete 


i 8 ; nicht exiſtiren. Ueberall fehlen in den falſchen Noten die Waſſerzeichen, 
Poſtvertrag mit Belgien, der alſo auch noch an den Reichstag gelangt iche enten bar — 15 Lean wan dis chien ann an de ic hält. 
und endlich die Verleſung von Eingaben an den Bundesrath. 


Die Control⸗Unterſchrift des Kaſſirers Sammet lieſt ſich in den Falſificaten 
[Dr. theol. Krauſe.] Im elterlichen Haufe zu Weißenſee bei | als „Sammy“, a 

Berlin ſtarb geſtern Morgen (d. 8.) der Doctor der Theologie, Heraus-“ Betreffend die Steuer auf gebrauchte Säcke, welche nach Polen zur 
geber der „Proteſtantiſchen Kirchenzeitung“ und früherer Abgeordnete] Ausfuhr von Wolle und Getreide eingeführt wurden, hat die Thorener 
für Magdeburg, Heinrich Krause, bekannt als einer der thätigſten Ver Handelskammer am 4. d. vom k. Handelsminiſterium folgenden Beſcheid er⸗ 


» , 8 8 balten: „Nach den hier eingegangenen Mittheilungen aus St. Petersburg 
treter der Schleiermacher ſchen Schule. Ein ſchweres Unterleibsleiden] wird nach den beſtehenden Vorſchriften von den na Rußland eingehenden 
hat ihn im eben begonnenen 46. Lebensjahre dahingerafft. 


1 \ und zum Transport dienenden Säcken ein Eingangszoll nur bei der erſten 
[Marine.] Nach amtlicher Mittheilung iſt das Dampfkanonen⸗ Gebe . cen von pe un ere Geweſen f weg 4. 
boot „Blitz“, von Cadix komme 2d. in Li in | erweislih ſchon einmal nach Rußland eingefübrt geweſen ſind. n der 
gaben. 6% Cadix nd, am 8. d. Mid. in Liſſabon ein Bure ‚ai nad 1 al a et vom 1275 ng 
a . Vorſchrift derart gehandhabt, daß gebrau rei eingelaſſen werden 
Frankfurt a. M., 10. Juni. [Dementi.] Die „Frankfurter | ohne daß der Nachweis früheren Imports nach Rußland gefordert wird. 
Zeitung“ iſt in der Lage, zu erklären, daß die von mehreren Blättern i 5 ala der Handelskammer 6 8 1 . 11 3 1925 
ebrachte Nachricht, das Bankhaus Rothſchild beabſichtige na in] weiſe ihre Erledigung gefunden. Für den weiter gehenden Anſpruch, da 
ate he em iſt b bi ſichtig ch Berlin für Säcke, welche zum Transport N ohne Unterſchied der Beſcha enheit 
f 2 1 und ohne Rückſcht auf frühere Entrichtung des Eingangszolles der letztere 
Deſterrei ch. zurückgewährt werde, wenn die Säcke unter Nachweis der Identität wieder 
Peſt, 9. Juni. [Klapka] begrüßte den Prinzen Napoleon in] ausgeführt werden, iſt zur Zeit eine Ausſicht auf Gewährung nicht vorhan⸗ 
Szaſadunak als Befürworter einer Allianz zwiſchen Frankreich, Mieter in An aug geh ach wende Zeit bei det k. kuſſ. Regierung 
Preußen und Oeſterreich; die Stimmung in Ungarn ſei gegen den 5 : 


Fonds und Geld-Oouzse: | Eisonbahn-Stemm-Astien. 


a tat. Die Militärverwaltung ſei beſtrebt geweſen, den Erinnerungen nach 
Möglichkeit Rechnung zu tragen, die im vorigen Jahre im Haufe dagegen 
gemacht worden ſind. Im dorigen Jahre habe man angenommen, daß dies 
fahr die Einnahmen ſteigen würden, da ein Theil der Nachläſſe wegfallen, 
welche einzelnen Staaten an Matrikularbeiträgen gewährt worden waren. 
Dies ſei aber eine irrthümliche Annahme geweſen. Denn wider Erwarten 
habe die Belkszählung nach den bisherigen Ermittelungen nicht das Refultat 
ergeben, welches die Statiſtik erwartete. Während man nämlich annimmt, 
daß die Zunahme der Bevölkerung innerhalb 3 Jahren 4 Procent beträgt, 
betrage die Zunahme in den letzten 3 Jahren nur etwas über 2 Procent. 
— Die Bevölkerung habe deshalb nicht auf 30 Millionen, ſondern nur auf 
29,900,000 angenommen, die Friedenspräſenzſtärke des Heeres demgemäß 
nur auf 299,000 Mann normirt werden können. Hieraus ergebe ſich eine 
r Reduction der Einnahme um 225,000 Thaler. 4 
Br: Zu Tit. 1 Nr. 1 der Ausgaben, (der Kriegsminiſter 12,000 Thaler) ſpricht 
Akbg Tweſten: Die Anſicht, welche ein Redner neulich ausgeſprochen, daß 
wir keinen Bundeskriegsminiſter haben, iſt nicht richtig. Er ſteht hier auf 
dem Etat. Von einem Marineminiſter iſt aber nirgends die Rede, ſondern 
da finden wir im Etat nur einen „Departements⸗Director“. Ich möchte nun 
den Herrn Bundescommiſſar fragen, ob dieſer Departements⸗Director für die 
Marine⸗Angelegenheiten unter dem Kriegsminiſter oder direct unter dem 
Bundeskanzler ſteht. : 
8 Abg. v. Roon: In e einer anderen Perſoönlichkeit, welche 
hierauf Auskunft geben könnte, will ich verſuchen, es zu thun. (Heiterkeit. ) 
Es gab eine Zeit, wo die Marine⸗Angelegenheiten eine Abtheilung des 
Kriegsminiſteriums waren. Dann kam eine andere Zeit, wo der Herr Mi⸗ 
niſterpräſident Freiherr v. Manteuffel Marineminiſter war; da wurde die 
Marineverwaltung vom Kriegsminiſterium getrennt; an dieſem Verhältniß 
at ſich bis heute noch nichts geändert, auch nicht, als dem Contre⸗Admiral 
Schröder die Marineverwaltung übertragen wurde. Als ich im Jahre 1861 
mit dieſen Geſchäften betraut wurde, bin ich gleichzeitig Preußens Kriegs⸗ 
miniſter und Preußens Marineminiſter geweſen. Eine Vermiſchung der ver: 
ſchiedenen Verwaltungen hat auch nun nicht ſtattgefunden. Die Marinever⸗ 
waltung war kein Departement des Kriegs miniſteriums, ſondern ein Mini: 
ſterium für ſich, das mit dem Kriegsminiſtexium nichts weiter gemein hatte, 


Breslauer Börſe vom 11. Juni.] Schluß⸗Courſe. (1 Uhr 1 
u. Br 


als den oberſten Verwaltungschef. Dies Verhältniß beſteht heute noch. — Auſſiſch Papiergeld 83%, bez. Deiterr. Banknoten 87% —% bez. u. Br. | a. Sides a6 f, be. . Ne 
Wenn nun die Frage anders zugeſpizt wird, wie das Verhältniß des Kriegs⸗ 1 Want eiete 155 be. Sale. e 83% bez. Oeſterreich i h 5 er a A 
miniſters und arineminifter zum Bundeskanzler iſt, jo ift geftern ſchon zer N * 0 | 8 i b 3 3% 5 ern —. Oberſchleſ. dito 1085 110 x“ 8 Amsterd.-Bottd. | 44 | 81 |4 |ioirbe. 
dieſe Frage beantwortet worden. Es iſt dies zunächt ein Internum der x un 76 65. ar l ez. 10 CR Bam: Bol: 87% va Oppeln: ie sin 28% 4. Barg.-Märkische u us 967 be 
Verwaltung; wir haben bis jetzt keinen ernannten Bundeskriegsminiſter und rd 4 Gd. 1800 r 9 9 ⸗Actien 83% Gd. Schleſ. Bank 410 1867 434% bz N 645 58. B 
keinen Marineminiſter. Die Geſchäfte des Bundeskriegsweſens werden aber Warſc A N 0 De 3577 Amerikaner 78 bez. u. Br. dito ng . br. dito gt. Prior 5 | 5 14 00 % B 
mit Grfolg wahrgenommen don denjenigen Männern, welche der König arſchau⸗Wie⸗ner 59 bez. Minerva 37% Br. Italiener 50% Br. 1 — 1% Ei de Perl rot gn , 14 |. -- 
von Preußen mit der Verwaltung des preußiſchen Heerweſens betraut bat, | - Breslau, 11. Juni. Preiſe der Cexealien. Sthats-Seiuldschaine|314184 b. Zia Seta , 8 14 — 
0 Abg. Tweſten: Die Thatſache läßt ſich nicht beſtreiten, daß es einen] Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen.] Prim-Anl von 188831511264 bs. n Wen sh e . 8. 
ae di 2 unde 105 Rei er ſtezt 1 ) fpricht Abg. Tweſ fein mittel ordin. fein mittel ordin. eee. * in 511 r 
Zu Tit. 25 un ekleidung der Armee) ſpri g. Tweſten: ; ; 7112 98 55—57 To] Pommersche . ½ 76% 40 osel-Oderbang.1 Due 4 
’ 5 Se 63 25 peu Ru 10 e n die en Babe 1 25 1 5 A 5 Ba LEE 8 5 22 0 ‚es 5 A 0 e 5 71 
Grundfarben der preußiſchen Armee maßgebend ſein. möchte nun fragen, Road i 4 2 R ve 0 0 
pHʒb es richtig ift, daß man bei den braunſchweigiſchen Truppen nicht nur ge. dos ale. 4 2 a ſen . u... 86e n eee eee eh we a an ae lan Ph 
ſtattet, ihre alten Uniformen aufzutragen, ſondern daß man für diefelben | " 2 0 toffel⸗) Spiri 100 0 1 809 2 Pommes 907 br, Maed-Halberst, | 1 113 
auch neue Uniformen nach ihrem alten Muſter angeſchafft hat. oco⸗ (Kartoffel-) Spiritus pr. rt. bei 80% Tralles S |Bommersche . . „4 900% da Magd. Laipig, 2 | 18 
de lr — Br., — Gl. £}Posensche % [Bl be, Ihninz-Eudwgabl 7% | 8%, 
1 Bundescommiſſar v. Podbielski: Der Bundesfeldher hat genehmigt, . N Br., 0 z\Preussiache. . 4 38 ½ @ Mecklenburger. % 2 | 
daß alle Truppentheile die alten Uniformen abtragen dürfen; dies iſt auch Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. — Ctr. Roggen. — Ctr. Leinöl. ) Wepa. Rhea 19: da sisse-Brioger..] 6 5 0 
daß pp 00 5 ch E og Yız 
den 1 Augen 2 — worden; etwas Weiteres kann ich — Ctr. Rüböl, — Ort. Spiritus. — Ctr. Rapskuchen. — Ctr. Hafer. D 3 wee: 11 a 
hierüber in dieſem Augenblicke nicht jagen. N 5 N . Fender h s be. 
5 1 Der ganze übrige Etat wird ohne Debatte erledigt. Breslau, 11. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 3 Z. U.⸗P. 1 F. 8 3. Ser 114 2 Ban. sg, 8 14 9 


; Der Präſident theilt mit, daß ihm heute zwei neue Geſetzent⸗ 
würfe zugegangen find, der erſte betrifft einige Verhältniſſe der 
Bundesbeamten, der letztere die Verwaltung der nach Maßgabe 


Ausländische Fonds. 
Oesstorr, Metalliques — 149% f. 
dito Nat. 56 ba. 


Telegraphiſche Depeſchen 
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8 
2 52 3 dem Wolff'ſchen Telegraphen⸗Bureau. dito Lot.-A. v. 30% 5 74474473 b 5 
des Geſetzes vom 9. November 1867 aufzunehmenden Bundes: y aus d N A 5 \ En 44744 Oppeln -Tarnow. 5 16%, ba. 
aM Anleihe. Das Haus beſchließt, beide Vorlagen im Wege der Vorbera⸗ Paris, 9. Juni. Der „Patrſe“ zufolge beabsichtigt die italienische] 4e hen 60 . d. A 1 00 Dei 
thung zu erledigen. ö Regierung ihre Pariſer Geſandtſchaft zum Rang einer Botſchaft zu] dito  Eisenb.L. — |19 b. chein ische. 6½ | 7% 4 Inh, ber 
| Darauf folgt der 3. Bericht der Petitionscommiſſion. 1) Petition auff erheben. — Dem Vernehmen nach begiebt ſich der Kaiſer Mitte Auguſt Sn „„ dio SammPel = 5 r a; 
Abſchaffung der Förmlichkeiten — ig 9. 99 roceßord⸗ nach Korſika, um der Säcularfeier zur Erinnerung an die Einver⸗ enen d 55 2 Stargard Posen f 2% 4% 5 ©. 0 7 
dungs Commiſſion überwiefen, nachdem der Abg. v. Bernuth nachgewieſen.) leibung der Inſel Korſika in Frankreich beizuwohnen. Alto LiqurPfandhr 4 . eee Wia 57 ho in 


Poln. ObL 0% FL'4 8 bs. 


daß Preußen in dieſer Beziehung ſelbſt hinter Mecklenburg ſchen Eon 
dito à 300 FL|S |92 bz. 


2 2) Eine Petition um Errichtung eines preußiſchen oder norddeutſchen Con⸗ 


ſulals in North⸗Shield wird dem Bundeskanzler zur Prüfung und Berück⸗ Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. Kurhens,40 Thlr. ObLi— 54 »« ba. B iM 
ai 9 1915 überwieſen, desgleichen 3) eine Petition, daß bei der Berathung „(Wolf Telegraphiſches Bureau.) Feen 25 . Lone) 5 x Berk re or 1 
über den Entwurf der Civilproceßordnung auch Rechtsanwalte zugezogen] Paris, 10. Juni, Nachm. 3 Uhr. Träge und unbelebt. Conſols von E remer Bank. 8 8% 4 
werden, dem Bundeskanzler zur Berückſichtigung überwieſen, nachdem der] Mittags 1 Uhr waren 95 gemeldet. Schluß ⸗Courſe: Sproc. Rente 70, 3 r er ee Danziger Bank 8 5 N 
Abg. Tweſten dieſelbe beſonders befürwortet hat. 4) Die Petition des Ham⸗ | 574 —70, 50. Italien. Sproc. Rente 52, 05. Deiterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 1 ir. 4 03 / be. ee Ba 7% 23 
burger Thierſchutvereins um Erlaß eines allgemeinen Thierſchutzgeſetzes wird 562, 50, dito ältere Prioritäten 259, 25. dito neuere Prioritäten 255, 25. de al other „ „, 7 .4 
als Material für den Entwurf eines gemeinſamen Strafrechtes an den Bun⸗Fredit⸗Mobil⸗Actien 295, —. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 380, —. dito e en 417 ‚Bo. Hannoversche. s 4 4 1 
bDeskanzler abgegeben. 5) Von 3 Petitionen, die ſich auf den Nord⸗Oſt⸗ Prioritäten 216 —. proc. Ver. Staaten⸗Anl. pr. 1882 (ungeft.) 82%. Alte III. s 101% et.bz.G, N 100 su 
ſee⸗Canal durch Schleswig⸗Holſtein beziehen, wird die eine dem Bundes⸗ London, 10. Juni, Nachm. 4 Uhr. Schluß⸗Courſe: Conſols 95%. dito 4 255 6. rde bare B. ans 9210 1 
klanzler zur Berückſichtigung überwieſen, die beiden anderen dadurch für er- | (proc. Spanier 97. Italieniſche öproc. Rente 51%. Lombarden 157% 4 1 % % K Luxemburger BIO. 4 14 
lledigt erklärt. 6) Ueber die Petition des Schuhmachermeiſters Theodor Stahl,] Mericaner 16%. Sproc. Ruſſen 85%. Neue Auſſen 34%. Silber 60%. dito 1.1 88% ba e 5. 5 4 H 
der ſich darüber beſchwert, daß ihm vom Magiſtrate zu Waren in Medien: | Türtiihe Anleibe von 1865 38%. Sproc. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1882 72%.|. dl wit 169,5 3 A 6 4h lee Le 
burg die Ertheilung des Bürgerrechts verweigert wird, wird zur Tagesord⸗ — 8% rumäniſche Anleihe 82%. e 1 40 8. Thüringer Bank 4 
nung übergegangen, weil aus dem Freizügigkeitsgeſetz lein Recht auf Erwerb Frankfurt a. M., 10. Juni, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ % ww. Em. 4% 864, K. Weimar ..... 


des Bürgerrechts abgeleitet werden kann. Courſe.] Wiener Wechſel 102%. Oeſterreichiſche National⸗Anleihe 54%. 
) Ueber eine Petition des Baptiſtenpredigers Lehmann, welcher bittet, 6% Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 77%. Hell. Ludwigsbahn, 130. 
noch in der jetzigen Seſſton ein für alle Bundesſtaaten maßgebendes Geje | Baieriſche Prämien⸗Anleihe 101%. 1854er Looſe 67%. 1860er Looſe 73%. 
zu beſchließen, nach welchem Corporgtionsrechte fo allgemein verliehen wer: | 1864er Looſe 89% Oberheſſiſche 74%. Ruſſ. Bodenkredit 84. — Feſt 
den, daß die Baptiſten⸗ Gemeinden daran Antheil nehmen können, wird in] und ſehr animirt. 


8 b. 46 IB q 
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EN 7 0 1 fi : 2 , »borachios, A.. 
der Erwägung, daß die Geſetzgebung über die Ertheilung von Corporations⸗ Wien, 10, Juni, Abends. [Abend⸗Börſe.] Credit⸗Actien 188, 90, Oba B. 3½ 78 ¼ ba G. Senfer Credb.-A. 2 = 
5 rechten 19 religo Geſellſchaften icht Aufgabe der Bundesgeſetzgebung iſt,] Nordbahn —, —. 1860er Looſe 84, —. 1864er Looſe 87, 70. Böhmiſche 0 82458 5 n » 145 4 
bpielmehr in den Bereich der Landesgeſetzgebung fällt, zur Tagesordnung über: | Weitiahn — —. Staatsbahn 255, 30. Galizier 198, 00. Steuerſreies ate K 8 Ba MoldauerLds.B. O 15 
gegangen. 8) Eine Petition mehrerer preußiſcher Staatsbürger, welche im] Anlehen —, —. Napoleonsd'or 9, 25. Lombarden 174, 70. Ungariſche dito E. 4% 03% 8 Dest, Crodd. A. | 5 1% 
Kimi reich Sachſen Grundbeſitz haben und fih darüber beſchweren, daß fie | Ereditactien —, —. — Seit dito 9.4½ % E. Schl, Bank- Var. 7% 


Antwerpen, 10. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Min. etroleum⸗Markt, 
(Schluß⸗ Bericht.) Steigend. Raffinirtes, Tope weiß loro 47, pr. Juli 48, 


ſowohl in Preußen als in Sachſen zur Einkommenſteuer herangezogen werden, 
was ihrer Anſicht nach mit dem durch die Bundesverfaſſung gewährleiſteten 
Indigenat in Widerſpruch ſteht, wird, nachdem der Referent Dr. Becker und] pr. Aug. 49%, pr. September 50%, pr. Oct.⸗Decbr. 51%. 
Abg. Francke dieſelbe befürwortet, dem Bundeskanzler zur Abhilfe durch Hamburg, 10. Juni, Nachmittaas 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗Courſe.] 
die Bundesgeſetzgebung überwieſen. Unter dem Beifall des Hauſes erklärt] Hamburger Staats⸗Prämien⸗Anleihe 87%. National-Anleibe 55. Oeſterr. 
Minſſter v. Frieſen, daß der Antrag der Commiſſion nicht nur vom Bun: | Credit⸗Actien 83%. Oeſterreichiſche 1860er Looſe 73. Staatsbahn 550, 
desralh durchaus gebilligt werde, ſondern entſchuldigt ihn, daß die Abhilfe] Lombarden 375. Italieniſche Rente 49%. Vereinsbank 111%. Nord⸗ 
koch nicht erfolgt ſei, da das Bedürfniß im höchſten Grade dringend und deutſche Bank 121%. Rhein. Bahn 116%. Nordbahn 97%, Altona⸗Kiel 112 
gerade für ſächſiſche Staatsangehörige, die in Preußen Grundbeſiß “hätten, | Finnländiſche Anleihe 80. 1864er Ruſſiſche Prämien⸗Anleihe 107%, 1866er 
ſeyr fühlbar fei. Sie müßten die preußiſche Grund: und Einkommenſteuer] Nuſſiſche Prämien⸗Anleihe 105%. 6proc. Verein. St.⸗Anl. pr. 1882 70%, 
und außerdem die ſächſiſche Rentenſteuer bezahlen. Vom Bundesrathe iſi in | Disconto 2 pCt. — Anfangs animirter. 4 % 
zwiſchen der Poſtpertrag mit Belgien eingegangen, der durch Schlußberathung amburg, 10. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. [Getreidemarkt. 
erledigt werden ſoll. Referent Abg. v. Unruh). ' [Weſzen und Roggen loco ſowie Weizen auf Termine ſehr feſt. Weizen 
Eͤhe der Präſivent die Tagesordnung für die nächte Sitzung beſtimmi, pr. Juni 5400 Pfd. netto 155 Bancothaler Br. 154 Gld., pr. Juni⸗Juli 148 
bittet Abg. v. Wedemeyer die nächſte Tagesordnung doch ja recht reichlich[ Br. und Glo. pr. Juli⸗Auguſt 143 Br., 142 Gld. Roggen pr. Juni 5000 
zu früh fertig werden, wie geſtern] Pfd. Brutto 96 Br., 95 Gld., pr. Juni⸗Juli 94 Br., 93 Gld., pr. Juli⸗ 
) Auguſt 93 Br., 92 Gld. Hafer ſehr ſtille. Rubdl ruhig, loco und pr. 
Juni 21, per October 22. Spiritus ohne Angebot 35%. Kaffee feſter. 
Juz 5 ep 8 7 nen hi ben 8 
amburg, 10. Juni, Abends. Einem hier er n Proſpectus zu⸗ ee 
folge emitit ve 88e don 40 Dan auf beten dor aun 8 Citen | Turnverein „Vorwärts.“ 
Hahn Anleihe ape 1 — — 9 „Tha 30 wat 2 ei. Diejenigen unſerer Mitglieder, welche fih an dem Sonntag den 14. d. M. 
Thaler 1 dem Cour A 14%. Die 3 mit ab lichen lin Nawitſch abzuhaltenden Gauturnfeſte betheiligen wollen, werden erſucht, 
es egen 5 „ 500 und Thlr. halbjährlichen s“ | ji Freitag den 12. d. Mts., 4 5 nach 8 Uhr, auf dem interimiſtiſchen 
kiverpool, 10, Juni, Mittags. Baumwolle: 8000 Bullen mag, Turnplatze an den Mittelſchulen ( e 4 El 1 
New⸗Otleans 114. Georgia 11%. Fair Dhollerah 9%. Mippling fair — „„ 5 a — 
Dbollerab —. Good middling Pbollerah 8%. Bengal 84. Cood fair Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. nA 
Bengal 8%. Fine Bengal —. New fair Oomra 9%. Good fair Oomra 10, Druck von Graß, Barg u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Rhein. v. St. gar.. 4% 96½ C. Miverva 0 9 se 
Rhein-Naho-B gar, 924, G. Fhr.w,Bisonbaf. % 1% 8 

Breslau, II. Juni. Am heutigen Markte war für Getreide der Ges 
ſchäftsverkehr ſehr ruhig, Kaufluſt und Angebot blieb in engen Grenzen. 

Weizen war heute ſchwach beachtet, pr. 84 Pfund ſchleſiſcher weißer 90 
112 Sgr., gelber 90—109 Sgr., feinſte Sorte 1—2 Sgr. über Notiz ber 
zahlt. — Roggen war heute ruhiger, pr. 84 Pfund 62 bis 74 Sgr., 
teinfte Sorten 75 Sgr. bezahlt. — Gerſ. in ſehr feſter Haltung. 
pr. 74 Pfd. gelbe 49—52 Sar. belle 53—55 Sgr., weiße 56—58 Sgr., 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. — Hafer bei guter Kaufluſt, pr. 
50 Pfd. 34—37— 39 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bezahlk. — Erbſen 
offerirt. — Wicken ſchwach beachtet, ſpr. 90 Pfund 44 bis 52 Sgr. — 
Delfaaten ohne Handel. — Lupinen ohne Handel, — Bohnen ſchwer 
verkäuflich, pr. 90 Pund 90-96 Sgr. — Schlagle in ſchwach beachtet. — 
Raps kuchen ohne Frage, 50— 55 Sgr. pr. Centner. — Mais (Kukuruz) 
wenig beachtet, 6065 Sgr. pr. Etnr. 

Kartoffeln pr. Sack 3 150 Pfd. 20—28 Sar., Metze 1Y—1% Sar. 


zu bedenken, „damit wir nicht wieder ſo 
nd heute.“ (Widerſpruch im ganzen Haufe). 8 

Abg. Dr. Becker (Dortmund): Der Herr v. Wedemeyer ſcheint nicht zu 
bedenken. daß viele Mitglieder des Hauſes andere Arbeiten haben, z. B. in 


* Commiſſionen, ſo daß ſie es oft recht übel vermerken, wenn ſich die Sitzun⸗ 

gen ſo lange ausdehnen. June 

N Präſident Simfon: Hätte der Her Abgeordnete v. Wedemeyer meinen 

Veoorſchlag für die mgachſte 1 abgewartet, ſo glaube ich, würde 

das vorgeſchlagene Arbeitsmaß auch ihn befriedigt haben. (Heiterkeit. ) 
Abg. v. Wedemeyer: Ich habe auch allen Commiſſionen beigewohnt 

und eben ſo viel Nen wie die andern Herren. (Gelächter). 

SS ch nach Uhr. Nächſte 1 übermorgen, Freitag 10 Uhr. 

Tagesordnung: 1) Wahlprüfung. 2) Zweite Abſtimmung über die Anträge 

auf Aenderung der Geſchäftsordnung. 3) Antrag Friedenthal⸗Hennig, betr. 


u, 


